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Ablehnungsbescheid 

Sehr geehrte Frau Suszewski. 

lobcenter. 
Märkischer Kreis 

Mein Zeichen: 417 
BG-Nummer. 35502/10030095 
(Bei jeder Antwort bitte angeben) 

Name: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Datum: 

Herr Hess 
+492371/905-208 
49 2371 905848 
Jobcenter-Maerkischer-Kreis. T eam-
417@jobcenter-ge.de 
13.10.2021 

leider muss Ihr Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialge­
setzb~ch - SGB 11 vom 17.08.2021 für Sie und die Mitglieder Ihrer Bedarfsgemeinschaft abgelehnt werden. 

Aufgrund der Höhe des anzurechnenden Einkommens sind Sie nicht hilfebedürftig im Sinne des SGB 11 (§§ 9. 11 
SGB 11). Daher haben Sie keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. . 

Leistungen nach dem SGB 11 können nur Personen erhalten. die hilfebedürftig sind (§ 7 Absatz 1 Nummer 3 SGB 
10· 

Hilfebedürftig sind Sie. soweit Sie Ihren Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der mit Ihnen in einer Bedarfs­
gerneinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln sichern können. 
Dabei ist Einkommen in dem Monat zu berücksichtig,en. in dem es zufließt. Einkommen wird grundsätzlich auf al­
le Mitglieder Ihrer Bedarfsgemeinschaft verteilt. 

Die einzelnen Bet~ge können Sie dem Berechnungsbogen entnehmen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann jeder Betroffene oder ein von diesem bevollmächtigter Dritter innerhalb eines ,Mo­
nats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben. Für Minderjährige oder nicht geschäftsfähige Personen handelt 
deren gesetzlicher Vertreter. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf genannten 
Stelle einzulegen. ' 

Soweit der Widerspruch durch ein'e/n bevollmächtigte/n Rechtsanwältin/Rechtsanwalt eingelegt wird. kann die­
se/r zur wirksamen Ersetzung der Schriftform den Widerspruch als elektronisches Dokument. das mit einer quali­
fIZierten elektronischen Signatur versehen ist. auch über das besondere Anwaltspostfach (beA). übermitteln. 

DIenstgebäude 
Friedrichstr.59/61 
58636lserlohn 

246175 

Telefon 
+492371nSS-2000 
Telefax 
+492371/905-844 
Internet 
WwN.jobcenter-mk.de 
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Öffnungszeiten 
Montag 08:00 • 15:30. Diensta9 08:00 • 
15:30 
Mittwoch 08:00 ·15:30. Donnltrstag 08:00· 
17:00 
Freitag 08:00·12:30 

Bankverbindung 
BA-Service-Haus 
Bundesbank 
SIe: MARKDEF1760 
IBAN: DE50 7600 0000 0076 0016 17 
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Bedarfsgemeinschaft35502//0030095 

Mit freundlichen Grüßen 

Jobcenter Märkischer Kreis 

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist auch ohne Unterschrift wirksam. 

Anlagen 
Berechnungsbogen 
Gesetzestexte zu Ihrer Information 

Bitte beachten Sie: 

. Seite 2 von 6 

Auch wenn Sie keine Leistungen' nach dem SGB 11 erhalten, können Sie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
(Beratung, Vermittlung, Fö~~rung) durch Ihre Agentur für Arbeit in A,:,spruch nehmen. 

Unter bestimmten Voraussetzungen können Zeiten der Arbeitslosigkeit ohne Bezug von Leistungen nach dem 
SGB 11 rentenrechtlich als Anrechnungszeiten berücksichtigt und an den Rentenversicherungsträger gemeldet 
werden. Bitte wenden Sie sich hierzu an Ihre Agentur für Arbeit. ' 

In der Zeit, in der Sie keine Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erhalten, werden Sie nicht durch den 
zuständigen Leistungsträger kranken- und pflegeversichert. Damit Ihnen keine Nachteile entstehen, wenden Sie 
sich bitte an Ihre bisherige Krankenkasse beziehungsweise Ihr bisheriges Krankenversicherungsunternehmen,' 
um sich über einen möglichen Versicherungsschutz (zum Beispiel eine freiwillige Weiterversicherung) zu infor­
mieren. Dies gilt auch für die Zeiten während eines künftigen beziehungsweise laufenden Widerspruchs- oder 
Klageverfahrens. 

Würden Sie alleine durch die Zahlung der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung hilfebedürftig, so kann 
unter bestimmten Voraussetzungen auf Antrag ein Zuschuss zu diesen Beiträgen übernommen werden. 

Nur bei weiteren Personen in der Bedarfsgemeinschaft: 
Sofern die Voraussetzungen erfüllt sind, können Eingliederungsleistungen und die Meldung von Anrechnungszei­
ten auch an das Mitglied oder die Mitglieder Ihrer Bedarfsgemeinschaft von der Agentur für Arbeit erbracht wer­
den. 

-

-------------- ------
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Bedarfsgemeinschaft35502/IOO30095 

Anlage zum Bescheid vom 13.10.2021 
Vertreter der Bedarfsgemeinschaft: . Suszewski, Angelika 

. Berechnung der Leistungen für November 2021: 

Höhe der monatlichen Bedarfe in Euro 

ndmiete--- ----- -
Heizkosten 
Nebenkosten 
Gesamtbedarf 

415,26 
72,00 

120,00 
1.u~'u .... u. 

10,70 
Summe: 155,20 

138.42 
24,00 
40,00 

138.42 
?4,OO 
40,00 

138,42 
24,00 
40,00 

511 
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Die Bedarfe fOr Unterkunft und Heizung werden zu gleichen Teilen auf die Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft aufgeteilt. Geringe Abwei­
chungen sind möglich, wenn der Gesamtbetrag der Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht exakt durch die Personenanzahl teilbar ist. 

kommen 

1.218,00 

618,00 
438,00 

2.274,00 

1.170,00 

0,58 
16 

1.187,16 

48,00 

309,00 
218.42 

575,42 

309,00 
202,42 

511,42 

Bei Erwerbseinkommen bis zu 400,00 Euro werden die Absetzbeträge fOr Werbungskosten, und eine geförderte AI-
tersvorsorge unabhängig von der tatsächlichen Höhe mit einem Betrag in Höhe von 100,00 Euro (Grundabsetzungsbetrag) berücksichtigt. Bei 
Erwerbseinkommen über 400,00 Euro werden die tatsächlichen Absetzbeträge für Werbungskosten, Versicherungsbeiträge und eine geför­
derte Altersvorsorge, mindestens aber 100,00 Euro berücksichtigt. 

-

Auf das monatliche Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit über 100 Euro bis 1.000 Euro wird ein Freibetrag in Höhe von 20 Prozent gewährt. 
Auf das Bruttoeinkommen über 1.000 Euro bis 1.200 Euro ein weiterer Freibetrag in Höhe von 10 Prozent. Wenn Sie ein minderjähriges Kind 
haben oder mit einem mfndel]ährigen Kind in der Bedarfsgemeinschaft-lebenWird der Freibetrag in-HÖhe von 10 Prozent bis zu einEn .. ) BrUttO. --­
einkommen von 1.500 Euro gewährt. 

Personenbezogenes 
Einkommen 
Bedarf . 0,00 0,00 
Einkommen wird grundsätzlich auf alle verteilt. Ausgenommen von der Vertei-
lung ist das Einkommen von Kin~ern. Kindeseinkommen wird nur vom Bedarf des Kindes abgezogen. Die Verteilung des Kindergeldes richtet 
sich nach dem ungedeckten Bedarf des Kindes. Beträge, die das Kind nicht zur Deckung des eigenen Bedarfes benötigt, werden als Einkom­
men des Kindergeldberechtigten berücksichtigt und in die Verteilung einbezogen. 

, In einer Bedarfsgemeinschaft ist jede Person im Verhältnis ihres individuellen Bedarfs zum Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft 
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· Bedarfsgemeinschaft35502IJOO30095 Seite 4 von 6 

hilfebedürftig. Die EInkommensverteilung auf die Personen In der Bedarfsgemeinschaft erfolgt nach deren individuellen Bedarfsanteilen. 
Hierzu wird für die Berechnung des auf die Einzelperson zu verteilenden Einkommens das gesamte verteilbare Einkommen mit dem zu be­
rQcksichtigenden Bedarf der Einzelperson multipliziert und durch den verbleibenden Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft dividiert. 

IGslsarntbetrclg des 
Obersteigenden verteilbaren 
Einkommens 
IGE~salmtl:letlrag des 
übersteigenden 
Einkommens 

, ',!-

248178 

383,54 



Bedarfsgemeinschaft35502JJ0030095 

Berechnung der Leistungen für Dezember 2021 bis Januar 2022: 

Höhe der monatlichen Bedarfe in Euro 

138,42 
24,00 
40,00 

575,42 

138.42 
24,00 
40,00 

511,42 
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für zu Geringe Abwei-
chungen sind möglich, wenn der Gesamtbetrag der Bedarfe für Unterkunft und Heizung nicht exakt durch die Personenanzahl teilbar ist. 

Frelbe1trag auf das 

Unterhaltsvorschuss 
Kindergeld 

zu berücksichtigendes 
Gesamteinkommen 

1.960,00 
1.660,00 

442,00 

1.218,00 

618,00 
438,00. 

2.274,00 

1.800,00 
1.500,00 

330,00 

1.170,00 

0,58 
16 

1.187,1 

160,00 
160,00 
112,00 

48,00 

309,00 309,00 
218.42 202.42 

575,42 511,42 

Bei Erwerbseinkommen bis zu 400,00 Euro werden die für Versicherungsbeiträge und eine geförderte AI-
tersvorsorge unabhängig von der tatsächlichen Höhe mit einem Betrag in Höhe von 100,00 Euro (Grundabsetzungsbetrag) berücksichtigt. Bei 
Erwerbseinkommen über 400,00 Euro werden die tatsächlichen Absetzbeträge für Werbungskosten, Versicherungsbeiträge und eine geför­
derte Altersvorsorge, mindestens aber 100,00 Euro berücksichtigt. 
Au'f das monatliche Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit Ober 100 Euro bis 1.000 Euro wird ein Freibetrag in Höhe von 20 Prozent gewährt. 
Auf das Bruttoeinkommen über 1.000 Euro bis 1.200 Euro ein weiterer Freibetrag in Höhe von 10 Prozent. Wenn Sie ein minderjähriges Kind 
haben oder mit' einem minderjährigen Kind in der Bedarfsgemeinschaft leben wird der Freibetrag in Höhe von ·10 Prozent bis zu einem Brutto-

. einkommen von 1.500 Euro gewährt. 

0,00 
auf alle von Vertei-

lung Ist das Einkommen von Kindern. KIndeseinkommen wird nur vom Bedarf des Kindes abgezogen. Die Verteilung des Kindergeldes richtet 
sich nach dem ungedeckten Bedarf des Kindes. Beträge, die das Kind nicht zur Deckung des eigenen Bedarfes benötigt, werden als Einkom- . 
men des KlndergeldberechtJgten berücksichtigt und in die Verteilung einbezogen. 

In einer Bedarfsgemeinschaft ist jede Person im Verhältnis ihres zum hilfebe-
dürftig. Die Einkommensverteilung auf die Personen in der Bedarfsgemeinschaft erfolgt nach deren individuellen BedarfsanteIlen. 
Hierzu wird für die Berechnung des auf die Einzelperson zu verteilenden Einkommens das gesamte verteilbare Einkommen mit dem zu be­
rücksichtigenden Bedarf der Einzelperson multipliziert und durch den verbleibenden Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft dividiert. 
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Gesamtbetrag des 
übersteigenden verteilbaren 
Einkommens 
Gesamtbetrag des 

. übersteigenden 
Einkommens 

248180 

. 431,70 

431,70 
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Gesetzestexte zu Ihrer Information 

Auszug aus dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 11) 

§ 7 SGB 11 

Leistungsberechtigte 

(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die 

·1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7 a noch nicht erreicht haben, 
2. erwerbsfähig sind, 
3. hilfebedürftig sind und 
4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben 

-----.- . -- ---- ~ (e;werbsfähige .Leislungsberechtigte). Ausgenommen sind--

1. Ausländerinnen und Ausländer, die weder in der Bundesrepublik Deutschland Arbeitnehmerinnen, 
Arbeitneh'mer oder Selbständige noch aufgrund des § 2 Absatz 3 des FreizügigkeitsgesetzeslEU 
freizügigkeitsberechtigt sind, und ihre Famili~nangehörigen für die ersten drei Monate ihres 
Aufenthalts, 

2. Ausländerinnen und Ausländer 
a) die kein Aufenthaltsrecht haben, 
b) deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, 

und ihre ·Familienangehörigen, 
3. Leistungsberechtigte nach §'1 des Asylbewerberleistungsgesetzes. 

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach 
Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Abweichend· 
von Satz 2 Nummer 2 erhalten Ausländerinnen und Ausländer und ihre Familienangehörigen Leistungen 
nach diesem Buch, wenn sie seit mindestens fünf Jahren ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet haben; dies gilt nicht, wenn der Verlust des Rechts nach § 2 Absatz 1 des 
FreizügigkeitsgesetzeslEU festgestellt wurde. Die Frist nach Satz 4 beginnt mit der Anmeldung bei der 
zuständigen Meldebehörde. Zeiten des nicht re.chtmäßigen Aufenthalts, in denen eine Ausreisepflicht 

, besteht, werden auf Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts nicht angerechnet. Aufenthaltsrechtliche 
Bestimmungen bleiben unberührt. 

(2) Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben. Dienstleistungen und Sachleistungen werden ihnen nur erbracht, wenn 
dadurch Hemmnisse bei der Eingliederung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten beseitigt oder 

- vermindert werden. Zur Deckung der Bedarfe nach § 28 erhalten die dort genannten Personen auch­
dann Leistungen für Bildung und Teilhabe, wenn sie mit Personen in einem Haushalt zusammenleben, 
,mit denen sie nur deshalb keine Bedarfsgemeinschaft bilden, weil diese aufgrund des zu 
berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens selbst nicht leistungsberechtigt sind . 

. (3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören 

1. die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines unverheirateten 

erwerbsfähigen Kinde~, welches das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und die im Haushalt 
lebende Partnerin oder der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils, 

3. als Partnerin oder Pa~ner der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
a) die nicht dauernd getrennt lebende Ehegattin oder der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte, 
b) die nicht dau'ernd getrennt lebende ~ebenspartnerin oder der nicht dauernd getrennt lebende 

Lebenspartner, . 
c) eine Person, die mit dei" erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person in einem gemeinsamen 

Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der wechselseitige Wille 
anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzustehen. 

4. die dem Haushalt ang~hörenden unverheirateten Kinder der in den Nummern 1 bis 3 genannten 

-
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Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, soweit sie die Leistungen zur 
Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen b~schaffen können. 

(3a) Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzustehen, wird 
vermutet, wenn Partner . 

1.. länger als ein Jahr zusammenleben, 
2. mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben, 
3. Kinder oder Angehörige im Haushalt versorgen oder 
4. befugt sind, über Einkommen oder Vermögen des anderen zu verfügen. 

(4) Leistungen nach diesem Buch erhält nicht, wer in einer statiCmären Einrichtung untergebracht ist, Rente 
wegen Alters oder Knappschaftsausgleichsleistung oder ähnliche Leistungen öffentlich-rechtlicher Art 
bezieht. Dem Aufenthalt in einer stationären Einrichtung ist der Aufenthalt in einer Einrichtung zum 
Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentziehung gleichgestellt. Abweichend von Satz 1 erhält 
Leistungen nach diesem Buch, 

(4a) 

1. wer voraussichtlich für weniger als s'echs Monate in einem Krankenhaus (§ 107 des Fünften Buches) 
. untergebracht ist oder 

2. wer in einer stationären Einrichtung nach Satz 1 untergebracht und unter den üblichen .Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 15 Stund~n wöchentlich erwerbstätig ist. 

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten keine Leistungen, wenn sie sich ohne Zustimmung des 
zuständigen Trägers nach diesem Buch außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs aufhalten und 
deshalb nicht für die Eingliederung in Arbeit zur Verfügung stehen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn 
für den Aufenthalt außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs ein wichtiger Grund vorliegt und die 
Eingliederung in Arbeit nicht beeinträchtigt wird. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei 

1. Teilnahme an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation, 
2. Teilnahme an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder gewerkschaftliChen Zwecken 

dient oder sonst im öffentlichen Interesse liegt, oder 
3: Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

Die Zustimmung kann auch erteilt werden, wenn für d~n Aufenthalt außerhalb des zeit- und ortsnahen 
Bereichs kein wichliger Grund vorliegt und die Eingliederung in Arbeit nicht beeinträchtigt wird. Die Dauer 
der Abwesenheiten nach SatZ 4 soll in der Regel insgesamt drei Wochen im Kalenderjahr nicht 
überschreiten. 

(5) - (6) ... 

§ 98GB 11 

Hilfebedürftigkeit 

(1) Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu 
berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von 
anderen, insbesond~re von Angehörigen oder von Trägern anderer S~zialleistungen, erhält. 

(2) 

§ 118GB 11 

Zu berücksichtigendes Einkommen 

(1) Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen in Geld abzüglich der nach § 11 b abzusetzenden -
Beträge mit Ausnahme der in § 11 a.genannten Einnahmen. Dies gilt auch für Einnahmen in Geldeswert, 
die im Rahmen einer Erwerbstätigkeit, des Bundesfreiwilligendienstes oder eines 
Jugendfreiwilligendienstes zufließen. Als Einkommen zu berücksichtigen sind auch Zuflüsse aus 
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darlehensweise gewährten Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt dienen. Der Kinderzuschlag 
nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als Einkommen dem jeweiligen Kind zuzurechnef). Dies gilt 
auch für das Kindergeld für zur Bedarfsgemeinschaft gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen 
Kind zur Sicherung des Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28, benötigt wird. 

(2) Laufende Einnahmen sind für den Monat zu berücksichtigen, in dem sie zufließen. Zu den laufenden 
Einnahmen zählen auch Einnahmen, die an einzelnen Tagen eines Monats aufgrund von kurzzeitigen 
Beschäftigungsverhältnissen erzielt werden. Für laufende Einnahmen, die in größeren als monatlichen 
Zeitabständen 'zufließen, gilt Absatz 3 entsprechend. 

(3) Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in dem sie zufließen, zu berücksichtigen. Zu den einmaligen 
Einn~hmen gehören auch als Nachzahlung zufließende Einnahmen, die nicht für den Monat des 
Zuflusses erbracht werden. Sofern für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne 
Berücksichtigung der einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie im Folgemonat 
berücksichtigt. Entfiele der Leistungsanspruch durch die Berücksichtigung in einem Monat, ist die 
einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs' Monaten gleichmäßig aufzuteilen und monatlich mit 
einem en~sprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen. 

§ 11a 5GB 11 

Nicht zu berücksichtigendes Einkommen 

. (1) Nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

248183 

1. Leistungen nach diesem Buch, 
2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die eine 

entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, 
3. die Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an Leben sowie 

an Körper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. 

Entschädigungen, die wegen eines Schadens, der kein Vermögensschaden ist, nach § 253 Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs geleistet werden, sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 

Leistungen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich genannten Zweck 
erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen zu l;lerücksichtigen, als die Leistungen nach diesem 
Buch im Einzelfall demselben Zweck dienen. Abweichend von Satz 1 sind als Einkommen zu 
berücksichtigen 

1. die Leistungen nach §.39 des Achten Buches,.die für den erzieherischen Einsatz erbracht werden 
a) für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent, 
b) für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig, 

- 2. die· Leistungen nach § 23 des Achten Buches. . 
3. die Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie 

vergleichbare Leistungen der Begabtenförderungswerke; § 14b Absatz 2 Satz 1 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes bleibt unberührt. 

4. die BerufsausbildungsbeihHfe nach dem Dritten Buch mit Ausnahme der Bedarfe nach § 64 Absatz 3 
Satz 1 des Dritten Buches sowie' . 

5. Reisekosten zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 127 Absatz 1 Satz 1 des Dritten Buches in 
Verbindung mit § 53 des Neunten Buches. 

Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit sie die 
Lage der Empfängerinnen und Empfänger nicht so günstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach 
diesem Buch nicht gerechtfertigt wären. 

Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche Pflicht zu haben, sind 
nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit . 

1. ihre Berücksichtigung für die Leistungsberechtigten grob unbillig wäre oder . 
2. sie die Lage der Leistungsberechtigten nicht so günstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach 

diesem Buch nicht gerechtfertigt wären. . 
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(6) Überbrückungsgeld.nach § 51 des Strafvollzugsgesetzes oder'vergleichbare Leistungen nach 
landesrechtlichen Regelungen sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit sie dEm Bedarf der 
leistungsberechtigten$ Person für 28 Tage übersteigen. Die Berücksichtigung 'des als Einkommen 
verbleibenden Teils der in Satz 1 bezeichneten Leistungen richtet sich nach § 11 Absatz ,3. 

§ 11b SGB 11 

Absetzbeträge 

(1), Vom Einkommen abzusetzen sind 

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung, 

. 3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit diese 

-

-----------seiträgegesetzlich -vorgeschrieben· oder naCh-Grund und-Höhe angemessen 'sind;hierzu-gehören-- --~-_. -
Beiträge ' 
a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für Personen, die in der 

gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig sind, 
b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung befreit sind, 
soweit die Beiträge nicht nach § 26 bezuschusst werdelJ, 

4. gefÖrderte Altersvorsorgebeiträge nach ,§ 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den 
Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten, . 

5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, 
6. für ElWerbstätige ferner ein Betrag nach Absatz 3, 
7. Aufwendu'ngen zur Erfüllung gesetzlicher Untemaltsverpflichtungen bis zu dem in einem 

Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung festgelegten Betrag, 
8. bei elWerbsfähigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vierten Abschnitt des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder nach den §§ 67 oder 126 des Dritten Buches bei der 
Berechnung der Leistungen der Ausbildungsförderung für mindestens ein Kind berücksichtigt wird, 
der nach den Vorschriften der Ausbildungsförderung berücksichtigte Betrag. 

Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 4 sind die auf die einmalige 
Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Beträge nach den Nummern 1, 2, 5 und 6 volWeg abzusetzen. 

(2) Bei elWerbsfähigen Leistungsberechtigten, die elWerbstätig sind, ist anstelle der Beträge nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 Euro monatlich von dem Einkommen aus 
ElWerbstätigkeit abzusetzen. Beträgt das monatliche Einkommen aus ElWerbstätigkeit mehr als 400 
Euro, gilt Satz 1 nicht, wenn die oder der elWerbsfähige Leistungsberechtigte nachweist, dass die 
Summe der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 den Betrag ~on 100 Euro übersteigt. ErhälL 
eineleistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tätigkeit Bezüge oder Einnahmen, die nach §3 
Nummer 12,26, 26a oder 26b des Einkpmmensteuergesetzes steuerfrei sind, gelten die 'Sätze 1 und 2 
mit den Maßgaben, dass jeweils an die Stelle des Betrages von 

1. 100 Euro monatlich der Betrag von 200 Euro monatlich, höchstens jedoch der Betrag, des sich aus 
, der Summe von 100 Euro und dem Betrag der steuerfreien Bezüge oder Einnahmen ergibt, und 

2. 400 Euro, der Betrag, der sich nach Nummer 1 ergibt, tritt. 

§ 11 a Absatz 3 bleibt unberührt. Von den in § 11 a Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 bis 5 genannten 
Leistungen, von dem Ausbildungsgeld nach dem Dritten Buch sowie von dem erhaltenen 
Unterhaltsbeitrag nach § 10 Absatz 2 des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes sind für die 
Absetzbeträge nach § 11 b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 mindestens 100 Euro abzusetzen, wenn die 
Absetzung nicht bereits nach Satz 1 bis 3 erfolgt. Von dem Taschengeld nach § 2 Nummer 4 des 
Bundesfreiwilligendienstgesetzes oder § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes ist 
anstelle der Beträge nach § 11 b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 200 Euro 
monatlich abzusetzen, soweit die Absetzung nicht bereits nach Satz 1 bis 3 erfolgt. 

(3) Bei elWerbsfähigen Leistungsberechtigten, die elWerbstätig sind, ist von dem monatlichen Einkommen 
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aus Erwerbstätigkeit ein weiterer Betrag abzusetzen. Dieser beläuft sich 

1. für den Teil des mo·natlichen Einkommens, das -100 Euro übersteigt und nicht mehr als 1.000 Euro 
beträgt, auf 20 Prozent und 

2. für den Teil des monatlichen Einkommens, das 1.000 Euro übersteigt und nicht mehr als 1.200 Euro 
beträgt, auf 10 Prozent. . 

Anstelle des Betrages von 1.200 Euro tritt für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die entweder mit 
mindestens einem· minderjährigen Kind in Bedarfsgemeinschaft leben oder die mindestens ein 
minderjähriges Kind haben, ein Betrag von 1.500 Euro. . 

---~----- -- -_._._-_._- -----~ 
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